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Fraktionsauftrag BDP 

 

betreffend Form der Botschaft für Verpflichtungskredite über 5 Mio. Franken 

 

Antwort der Regierung 

 

Gestützt auf Art. 9 Abs. 1 der Verordnung über den kantonalen Finanzhaushalt (FHV; 

BR 710.110) sind Verpflichtungskredite (VK) dann zu beantragen, wenn sich ein 

grösseres kantonales Vorhaben auf mehrere Jahre verteilt. Davon ausgenommen 

sind Strassenprojekte. Als grösseres Vorhaben gilt ein Projekt ab 1 Million Franken. 

Die Botschaftsform für VK-Anträge ist in Art. 9 Abs. 2 der FHV geregelt. Danach ist 

ein VK dem Grossen Rat zwingend mit einer separaten Botschaft zu beantragen, 

wenn er dem obligatorischen Finanzreferendum untersteht (neue Ausgaben über  

10 Mio.). In den übrigen Fällen können VK auch mit der Botschaft zum Budget oder 

zur Jahresrechnung ("Kurzbotschaft") beantragt werden. Den Entscheid zur Bot-

schaftsform trifft die Regierung jeweils im Einzelfall. Sie hat dabei oft auch für VK un-

ter der Limite von 10 Millionen eine separate Botschaft gewählt, wenn sich von der 

Art oder dem Umfang des Projekts eine "Kurzbotschaft" nicht als geeignet erwies. 

Das Finanzhaushaltsgesetz (FHG; BR 710.100) lässt die Botschaftsform für VK-

Anträge bewusst offen, dies im Einklang mit dem HRM2-Muster-FHG. Das FHG 

schreibt in Art. 33 Abs. 3 nur vor, dass Beschlüsse für frei bestimmbare Ausgaben, 

welche die Grenze des fakultativen Finanzreferendums erreichen, dem Grossen Rat 

mittels (einer) Botschaft beantragt werden müssen. Offen ist damit die Botschafts-

form. 

 

In den letzten gut 10 Jahren hat die Regierung dem Grossen Rat insgesamt 48 An-

träge zur Genehmigung von Verpflichtungskrediten unterbreitet. In 20 Fällen erfolgte 

der Antrag in einer separaten Botschaft, in lediglich 4 Fällen davon kam das obligato-

rische Finanzreferendum zum Zug, in 9 Fällen das fakultative Finanzreferendum mit 

Beträgen unter 10 Millionen und in 7 Fällen lagen gebundene bzw. vom Finanzrefe-

rendum ausgeschlossene Ausgaben von in der Regel über 10 Millionen vor. 

26 VK-Anträge hat die Regierung im Rahmen einer "Kurzbotschaft" gestellt und in 

zwei dringenden Fällen über die Geschäftsprüfungskommission ausserhalb einer 
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Botschaft. Betragsmässig teilen sich die 26 "Kurzbotschaften" mit Beträgen zwischen 

422 000 Franken und 31,4 Millionen wie folgt auf: 

3 VK-Anträge mit Beträgen über 10 Millionen (alles rechtlich gebundene Ausgaben) 

4 VK-Anträge mit Beträgen zwischen 5 - 10 Millionen (alles gebundene Ausgaben) 

19 VK-Anträge mit Beträgen unter 5 Millionen 

 

Die Zahl der VK-Anträge im Rahmen einer "Kurzbotschaft" hat sich seit 2012 stark 

erhöht. Bis 2012 waren es im Jahresdurchschnitt 1,6 VK-Anträge und ab 2013 

durchschnittlich 3 Anträge. Der Grund für diese Erhöhung liegt im Wesentlichen in 

der per 2013 erfolgten Totalrevision der FHV mit einer Anpassung der Vorgaben be-

treffend die Botschaftsform für VK-Anträge. Bis Ende 2012 waren von VK-Anträgen 

nicht nur die Strassenprojekte ausgenommen, sondern auch Ersatzanschaffungen im 

Rahmen der Finanzplanvorgaben. Davon betroffen waren vor allem Ablösungen von 

IT-Systemen. Zudem können ab 2013 auch VK-Anträge, die dem fakultativen Refe-

rendum unterstehen, mit einer "Kurzbotschaft" beantragt werden. 

 

Die Regierung beabsichtigt, bei der nächsten Revision der FHV Art. 9 Abs. 2 so an-

zupassen, dass VK-Anträge über 10 Millionen dem Grossen Rat zwingend mit sepa-

rater Botschaft unterbreitet werden. Damit gilt diese Limite für alle Fälle unabhängig 

von der finanzrechtlichen Einordnung. Eine Limite von 5 Millionen erscheint etwas 

willkürlich und wäre vor allem für blosse Ersatzanschaffungen unverhältnismässig. 

Die Regierung wird dem Grossen Rat dabei weiterhin auch VK mit tieferen Beträgen 

mit separater Botschaft beantragen, wenn sich dafür eine "Kurzbotschaft" nicht eig-

net und anderen Aspekten als der Kreditabsicherung Bedeutung zukommen.  

 

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt die Regierung dem Grossen Rat, den vor-

liegenden Auftrag wie folgt abzuändern: Die Regierung wird beauftragt, die Finanz-

haushaltsverordnung so anzupassen, dass Verpflichtungskredite für Ausgaben über 

10 Millionen Franken dem Grossen Rat zwingend mit einer separaten Botschaft vor-

gelegt werden. Bei Verpflichtungskrediten unter dieser Limite soll die Regierung im 

Einzelfall prüfen, ob eine separate Botschaft angezeigt ist.

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  

Dr. Mario Cavigelli  Daniel Spadin 

 

 


